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Offener Brief

Vorsätzliche Mißachtung des Bürgerwillens in der EU
Sehr geehrter Herr Prof. Pöttering,

in tiefster Sorge und Bestürzung wende ich mich an Sie als den Präsidenten des EU-Parlamentes. Anlaß für dieses Schreiben sind erschütternde Vorgänge innerhalb offizieller Gremien des Europaparlamentes, die für meine Begriffe offenlegen, daß sich das Selbstverständnis der offiziellen Organe der EU völlig außerhalb einer demokratisch legitimierbaren Vertretung der Männer und Frauen, die in Europa leben, bewegt. 

Ich mußte feststellen, daß diejenigen, die von sich behaupten, „im Interesse Europas“ und „zum Wohle der europäischen Bürger“ zu handeln, zum einen den Volkswillen vorsätzlich mißachten, zum anderen sich für diese Mißachtung auf willkürlich geschaffene Bestimmungen berufen, die es ihnen zu ermöglichen scheinen, sich aus jeder Verantwortung und Zuständigkeit zu stehlen, und zum dritten offensichtlich gewissen Lobbies dienen, die um jeden Preis und auf Kosten jedes natürlichen Lebens und des Wohlergehens der Menschheit sowohl immense persönliche Gewinne einstreichen als auch die totale Kontrolle über diese Erde erlangen wollen. 

Die Lage ist so verzweifelt – wenngleich sie offenbar von der erdrückenden Mehrheit der europäischen Bürger/innen nicht angemessen wahrgenommen wird –, daß ich mich unter Aufrechterhaltung der letzten Hoffnung an Sie, den amtierenden Parlamentspräsidenten, und gleichzeitig meinen Landsmann (soweit dieses Wort in der EU noch irgendeine Bedeutung haben darf), wende. Ich bitte Sie, diesem Brief trotz seines unbequemen Umfangs Ihre persönliche Aufmerksamkeit zu widmen, zumal dieses Schreiben als Offener Brief weit verbreitet werden wird und somit großer Beachtung sicher sein kann.

Da ich Ihnen unnötige Details ersparen möchte, teile ich Ihnen zunächst zusammengefaßt mit, daß ich seit vergangenem Juni (2006) von meinen Bürgerrechten Gebrauch gemacht habe und in verschiedener Form aktiv gegen die Einführung der Gentechnologie in Europa vorgegangen bin. Ich habe insgesamt drei Beschwerden an den EU-Ombudsmann, Herrn Prof. Diamandouros, gesandt (Aktenzeichen: 2260/2006/AE; 3508–3510 /2006/PB; 0670/2007/AXS), des weiteren drei Beschwerden und Einsprüche an die EFSA, an die Generaldirektion Gesundheit und Verbraucherschutz der Europäischen Kommission sowie den im September 2006 amtierenden Präsidenten des EU-Parlamentes. Schließlich reichte ich eine Petition gegen die Einführung der Gentechnologie ein, die unter der Nummer 752/2006 registriert und für zulässig erklärt wurde.

Sämtliche Schriftstücke waren sachlich abgefaßt sowie präzise und ausführlich begründet. Darüber hinaus habe ich die offiziell erfaßte Mehrheit von über 70% der Menschen in Europa hinter mir, die Gentechnik ablehnen. Und dies, sehr geehrter Herr Pöttering, ist der Ansatz für mein Schreiben an Sie. Denn, um sofort auf den Punkt zu kommen: kein einziges der genannten Gremien schert sich ernsthaft darum, den Willen des sogenannten Souveräns auch nur zu hören, geschweige denn zu respektieren. Es ist praktisch erfahrbar, daß die Anliegen der Bürger unverhohlen verhöhnt werden, und daß die EU in den einschlägigen Bestimmungen zuhauf Schlupflöcher für ihre Gremien geschaffen hat, damit diese sich wohlbegründet und mit offiziellem Anstrich aus jeder Zuständigkeit stehlen können. 

Beschwerden und Briefe
Ich möchte Ihnen die ungeheuerlichen Vorgänge in Kürze schildern. – Zunächst wandte ich mich an den EU-Bürgerbeauftragten, Prof. Diamandouros, mit einer Beschwerde. Angesichts des selbstherrlichen Vorgehens der EU zugunsten der Einführung der Gentechnologie (welche mit enormem Aufwand an Papierverschwendung und beschäftigungstherapeutisch anmutenden Diskussionen umwirbelt wird) richtete sich meine Beschwerde gegen Machtmißbrauch, Unfairneß, Diskriminierung und Vorenthaltung von Informationen über die mittlerweile weltweit offenliegenden tödlichen Folgen der Gentechnik.

Zunächst wurde ich darauf verwiesen, daß vor einer Beschwerde beim Ombudsmann der Versuch „geeigneter administrativer Schritte“ zu unternehmen ist. Diese sollten in Schreiben an drei Behörden bestehen (EFSA, Generaldirektion Gesundheit und Verbraucherschutz sowie den Parlamentspräsidenten). Zunächst erhielt ich von keinem der Gremien irgendeine Antwort. Erst auf Nachfrage bzw. erneute Beschwerde beim Ombudsmann bequemten sich EFSA und Generaldirektion zu pauschalen, nichtssagenden Antworten, die teilweise von kiloschweren Papierstapeln begleitet wurden (Abhandlungen über Beschlüsse, Diskussionen und Gutachten zur Gentechnik). In keiner der Antworten wurde auf irgendeine Gefährdung des Lebens eingegangen. Darüber hinaus verwiesen die Gremien gerne darauf, daß nicht sie, sondern eine der anderen Behörden, die ich ebenfalls angeschrieben hatte, in der Verantwortung stünden. Bereits diese Aktionen zogen sich über viele Monate hin und waren ganz offensichtlich darauf angelegt, daß meine Bemühungen einschlafen sollten.  

Vom EU-Präsidenten habe ich übrigens bis heute keine Antwort bekommen. Ich hoffe, Sie hier in Ihrer Pflicht zu sehen und dieses Schreiben nicht in bewährter Politikermanier geflissentlich zu übergehen.

Keine demokratische Legitimation des Parlamentes
A propos Politikermanier: in jedem meiner Schreiben bzw. in meiner Petition wies ich darauf hin, daß das EU-Parlament durch die Ablehnung der EU-Verfassung keinerlei legitime Handlungsgrundlage im Namen der EU-Bürger hat. Auch diese Passage wurde von jedem angeschriebenen Gremium ignoriert. Die Parlamentarier fahren einfach damit fort, in einer grotesk selbstherrlichen Weise ihre demokratisch völlig unkontrollierten Interessen durchzusetzen. Daß dies keine leeren Worte sind, zeigt sich auch darin, daß vor nicht allzu langer Zeit hinter verschlossenen Türen über die Privatisierung des Trinkwassers in Europa verhandelt wurde, ohne daß dies der Bevölkerung irgendwie transparent gemacht wurde! Wie würden Sie einen solchen Verwaltungsapparat bezeichnen, wenn Sie in einem Science-Fiction-Roman solche Mechanismen beschrieben sähen?

Petition 752/2006
Im Herbst letzten Jahres (!) reichte ich beim Europäischen  Petitionsausschuß eine Petition gegen die Gentechnik ein. Nach mehreren Monaten Wartezeit und einer wiederholten Anfrage wurde mir mitgeteilt, daß die Petition auf Zulässigkeit geprüft würde. 

Nach weiteren Monaten Wartezeit erhielt ich im Februar 2007 ein Schreiben des Ausschußvorsitzenden, Marcel Libicki, in dem meine Petition als zulässig erklärt wurde. Im selben Atemzug jedoch teilte mir Herr Libicki mit, daß die Prüfung der Petition bereits abgeschlossen sei. Hierfür wurde keinerlei Begründung angeführt. Ich erfuhr lediglich, daß meine Petition zwar zulässig, aber schon abgeschlossen sei. Herrn Libickis Schreiben ist also selbst ein Dokument, das von schreiender Willkür, Diskriminierung meines Anliegens und meiner selbst, von Mißachtung und Machtmißbrauch spricht. Darüber hinaus werden der Bevölkerung Europas absichtlich Informationen vorenthalten, die die katastrophalen Auswirkungen der Gentechnik beispielsweise in Argentinien oder Indien darlegen und eindeutig klarstellen, daß diese Technologie lebenszerstörend ist. 

Erneute Beschwerden und Nachfassen
Eine solche Ablehnung zwang mich, eine erneute Beschwerde aus den genannten Gründen an den Ombudsmann zu richten. Darüber hinaus verlangte ich von Herrn Libicki die Auskunft, warum meine als zulässig erklärte Petition ohne jede Begründung abgeschlossen worden sei. 

Dieses Mal bekam ich sehr schnell eine Antwort: am 09.03.2007 teilte mir Herr Libicki lapidar mit, daß „sich der Petitionsausschuß nicht mit dem Inhalt meiner Petition befassen könne“! Wiederum wurde nicht begründet, warum sich der Petitionsausschuß nicht mit dem Inhalt einer zulässigen Petition befassen kann. Wenn es noch eine Steigerung meiner Fassungslosigkeit geben konnte, dann hierdurch. 

Am 28.03.2007 wurden mir, begleitet von einem weiteren kiloschweren Papierstapel, zwei Dinge klargemacht. Zum einen bekam ich plötzlich eine Begründung des Petitionsausschusses, die besagte, daß in meinem Fall „keine Nichteinhaltung einer Gemeinschaftsvorschrift, wodurch meine Rechte verletzt wurden“ festgestellt werden konnte. Daraus folgt, daß ein Bürger nur dann Petitionen stellen kann, wenn das Parlament gegen eine Vorschrift verstößt, die den Petenten selbst, direkt und unmittelbar betrifft. Eine solche Einschränkung verstößt gegen jedes demokratische Grundrecht. – Zum anderen machte mir Prof. Diamandouros endgültig deutlich, daß aufgrund des Statutes des EU-Bürgerbeauftragten Beschwerden nur über „einen Mißstand bei den Tätigkeiten der Organe und Institutionen“ eingereicht werden könnten, und daß dergleichen in meinem Falle nicht festgestellt werden könne. Diese Logik besagt, daß ein Petitionsausschuß, der sich ohne jede Begründung mit dem Inhalt einer zulässigen Petition nicht beschäftigen will, keinen Mißstand in einem als demokratisch bezeichneten Gebilde darstellt.
Sehr geehrter Herr Prof. Pöttering, es sollte offensichtlich sein, daß dies alles einen grotesken Höllentanz Orwellscher Prägung darstellt. Für mein Verständnis ist es schlichtweg psychopathischer Irrsinn, den Bürger unter solchen Gegebenheiten noch als „Souverän“ zu bezeichnen. Die EU-Regierung und ihre Gremien haben absolut nichts mehr mit den Menschen zu tun, für die zu arbeiten sie lügnerisch behaupten. Die EU-Regierung und ihre Gremien ignorieren absichtlich, planmäßig und konsequent tödliche Gefährdungen der Menschheit und des gesamten Lebens auf dieser Erde. Die EU-Regierung und ihre Gremien schufen sich zu diesem Zweck selbst die passenden Bestimmungen, auf die sie sich berufen können. Schlußendlich ist es der EU-Regierung und ihren Gremien auch völlig egal, daß sie nicht einmal eine legitime Verfassung haben. Sie fahren einfach damit fort, Entscheidungen über uns alle zu treffen und diese in Tateinheit mit Strafandrohungen durchzusetzen.

Die zahllosen Lobbyisten im Parlament, die sich „Abgeordnete“ nennen dürfen, wurden von Konzernen hochgehievt und von einigen wenigen Menschen gewählt, die sie nicht einmal kannten und sich nach sympathieheischenden Wahlplakaten entscheiden mußten. Diese Lobbyisten sorgen nun dafür, daß unsere gesamte Lebensgrundlage Stück für Stück in die Hände offenbar geistesgestörter und nach abstrusen Kriterien auserwählter Geschäftemacher geraten soll. Ebenso wird eine lückenlose Totalüberwachung der Menschheit in die Wege geleitet, die die Phantasie des bereits erwähnten George Orwell noch übersteigt. Ein Regierungsgebilde, das Technologien billigt, deren Schädlichkeit für alles Leben offen auf dem Tisch liegt (oder deren Unschädlichkeit nicht im mindesten bewiesen wurde), das Konzernen mehr Vertrauen und Energie gibt als einer echten Gesundheitsvorsorge für die Menschheit, und das die Bedenken und fundierten Einwände derjeniger, die es zu vertreten behauptet, geradezu eiskalt höhnisch ignoriert, ist das finale Gremium der Plutokratie.

Sehr geehrter Herr Pöttering, ich bin mir darüber im klaren, daß auch Sie Teil dieser Maschinerie sind und Ihre Position nicht zufällig erlangt haben. Insofern bin ich mir nicht sicher, ob ich mit meinem Brief Ihr Gewissen, Ihr inneres Wissen und Ihre Menschlichkeit im besten Sinne erreichen kann. Oft frage ich mich, ob diese Qualitäten in einflußreichen Politikern überhaupt noch vorhanden sind. Gleichzeitig ist mir jedoch auch klar, daß Sie – ebenso wie viele andere Ihrer Kollegen/innen – unter enormer Angst leiden. Vermutlich sehen Sie oft keine Möglichkeit, anders zu handeln, als es Ihnen der skrupellose Druck weltweit agierender Wirtschaftsführer und vor allem des Bankenclans aufoktroyiert. Es ist inzwischen für informierte und intelligente Menschen offensichtlich, daß andernfalls Ihre Karriere, Ihre Familie, Ihre Gesundheit oder gar Ihr Leben gefährdet wäre. Ich habe Verständnis dafür, daß man sich solchem Druck beugen kann.

Dennoch appelliere ich an Ihre besten Eigenschaften und an Ihren Mut. Es muß endlich geschehen, daß dieser abgeschottete Teufelskreis einer sogenannten Elite durchbrochen wird. Sie tragen nicht nur Verantwortung der Wirtschaft und dem Parlamentsgebilde gegenüber, sondern an allererster Stelle für die Menschheit. Ich fordere Sie auf, dieser zweiten und höherstehenden Verantwortung gerecht zu werden und offen gegen die Mißstände in Europa vorzugehen. Aus dieser Verantwortung können Sie sich in keiner Weise stehlen – und erinnern Sie sich bitte daran, daß sie diese Verantwortung aus eigenem Willen angestrebt haben. Niemand hat Sie dazu gezwungen. Selbst wenn Sie glauben sollten, daß Sie diese Verantwortung ignorieren oder abschwächen können, ja, sogar wenn Ihnen ein von Menschen konstruiertes Gesetz einen Persilschein ausstellen würde, können Sie diese faktisch niemals ableugnen. Sie tragen sie, jetzt in diesem Moment, und mit dem vollen Gewicht ihrer Bedeutung. Niemals werden Sie darum herumkommen, sie eines Tages anzuerkennen und ihr gerecht zu werden. Warum also nicht sofort damit beginnen?

Da Politiker im allgemeinen die größten Befürchtungen dann bekommen, wenn die Gefahr besteht, daß sie nicht wiedergewählt werden, werde ich diesen Brief weit verbreiten. Meine Absicht ist, möglichst viele Menschen dazu anzuregen, gleich mir gegen die unbeschreiblichen Machtverhältnisse in der EU vorzugehen und wahre Freiheit sowie ihre Rechte auf unversehrte Gesundheit und Selbstbestimmung einzufordern. Diese Absichtserklärung mag bei vielen Ihrer Kollegen, vielleicht sogar bei Ihnen, ein müdes Lächeln hervorrufen – doch bereits Goliath hatte sich selbst überschätzt. 

Sie haben die unwiederbringliche Chance, durch Ihren Einsatz etwas dazu beizutragen, daß die völlig kranken und pervertierten Verhältnisse in Europa durch eine Revolution des gesunden Menschenverstandes abgelöst werden. Da wir keine Zeit mehr zu verlieren haben, hoffe ich darauf, daß Sie unverzüglich zur Tat schreiten. Ich bitte Sie darum, auf dieses Schreiben schnellstmöglich zu antworten, um damit nicht nur mir persönlich ein Signal zu geben, daß es in Europa noch Hoffnung gibt. Die Gefährdung des ganzen Lebens durch Gentechnologie, ebenso wie auch durch die flächendeckende Überwachungstechnik und Mikrowellenwaffen, durch die Mobilfunkindustrie und die Radioaktivität müssen endlich offen benannt und nicht länger durch millionenschwere Scheingutachten und große Namen kaschiert werden. Es darf niemals mehr geschehen, daß allgemeine Lebensgrundlagen wie z. B. unser Trinkwasser Gegenstand heimlicher parlamentarischer Verhandlungen über Privatisierung werden. Es muß um jeden Preis vermieden werden, daß das gesamte natürliche Leben innerhalb der nächsten Generation durch Genmanipulation ausgerottet wird. Und es muß endlich möglich sein, daß die Menschen nicht nur in Europa, sondern weltweit wieder ein Vertrauen in diejenigen aufbauen können, die sie zu vertreten vorgeben. Diese haben sich schon seit viel zu langer Zeit völlig von den echten Notwendigkeiten, Bedürfnissen und Wünschen des Volkes entfernt, das lediglich alle paar Jahre als plebiszitäres Feigenblatt dienen darf und ansonsten regelmäßig von überdimensionalen politisch-industriellen Planierraupen überfahren wird.

Ihrer Antwort sehe ich mit großer Spannung entgegen. Für Ihre Arbeit wünsche ich Ihnen alles Gute und Gottes Segen.

Mit freundlichem Gruß,

Tomas Eckardt
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